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Einführung

Teile der breiten Öffentlichkeit werden mit dem Thema „Internationale
Investitionsschiedsgerichtsbarkeit“ Begriffe wie „Schattengerichte“ und
„Paralleljustiz“ assoziieren. Dies kann als Folge der emotional aufgelade-
nen Debatte über die Transatlantische Handels- und Investitionspartner-
schaft (Transatlantic Trade and Investment Partnership, TTIP) und das Um-
fassende Wirtschafts- und Handelsabkommen zwischen Kanada einerseits
und der Europäischen Union und ihren Mitgliedstaaten andererseits (Com-
prehensive Economic and Trade Agreement, CETA) gesehen werden. Im Rah-
men der medialen Auseinandersetzung mit den beiden Freihandelsabkom-
men wurde die These von internationalen Investitionsschiedsgerichten als
Widersacher der demokratischen staatlichen Gerichtsbarkeit aufgestellt
und den betreffenden Streitbeilegungsakteuren als Stigma auferlegt.1 Die-
ses Narrativ lebt in den Köpfen vieler Menschen fort.

Eine besondere Assoziation mit dem Begriff „Intra-europäischer Investi-
tionsschutz“ ist von einer fachfremden Adressatenrunde hingegen nicht zu
erwarten. Der Querschnitt der Gesellschaft wird mit diesem weniger medi-
enwirksamen Teilbereich des internationalen Investitionsschutzrechts, der
sich allein mit Kapitalflüssen zwischen den Mitgliedstaaten der Europä-
ischen Union befasst, in seinem Alltag nicht konfrontiert.

Anders liegt die Situation bei Personen, die sich von Berufs wegen mit
dem internationalen Investitionsrecht beschäftigen. Aus ihren Reihen

1 Paradigmatisch für die von negativ konnotierten Begriffen geprägte deutsche Me-
dienlandschaft im Rahmen der CETA- und TTIP-Debatte Pinzler/et al., Schattenjus-
tiz – Im Namen des Geldes, in: DIE ZEIT, Nr. 10/2014 vom 27.02.2014, abrufbar
unter: https://www.zeit.de/2014/10/investitionsschutz-schiedsgericht-icsid-schattenj
ustiz [zuletzt abgerufen am 03.08.2019], die, soweit erkennbar, den Begriff „Schat-
tenjustiz“ in diesem Zusammenhang, das erste Mal benutzen. Den Gebrauch der
einschlägigen Terminologie „linke[n] Politiker[n] und Aktivisten“ zuschreibend
Brühl, Europa vor Gericht, in: Süddeutsche Zeitung, Beitrag vom 1. Mai 2014, ab-
rufbar unter: https://www.sueddeutsche.de/wirtschaft/investitionsschutz-im-freihan
delsabkommen-ttip-europa-vor-gericht-1.1947266 [zuletzt abgerufen am
03.08.2019]. In diesem Kontext „sogenannte[n] Nichtregierungsorganisationen
[…] exzellente Lobbyarbeit“ attestierend Bubrowski, Schiedsgerichte sind gerechter,
in: Frankfurter Allgemeine Zeitung, Kommentar vom 25. Januar 2014, abrufbar
unter: https://www.faz.net/aktuell/politik/staat-und-recht/freihandelsabkommen-sc
hiedsgerichte-sind-gerechter-12768294.html [zuletzt abgerufen am 03.08.2019].

23

https://www.zeit.de/2014/10/investitionsschutz-schiedsgericht-icsid-schattenjustiz
https://www.zeit.de/2014/10/investitionsschutz-schiedsgericht-icsid-schattenjustiz
https://www.sueddeutsche.de/wirtschaft/investitionsschutz-im-freihandelsabkommen-ttip-europa-vor-gericht-1.1947266
https://www.sueddeutsche.de/wirtschaft/investitionsschutz-im-freihandelsabkommen-ttip-europa-vor-gericht-1.1947266
https://www.faz.net/aktuell/politik/staat-und-recht/freihandelsabkommen-schiedsgerichte-sind-gerechter-12768294.html
https://www.faz.net/aktuell/politik/staat-und-recht/freihandelsabkommen-schiedsgerichte-sind-gerechter-12768294.html


kann als erste Reaktion auf das Gebiet des intra-europäischen Investitions-
schutzes das unisono Ertönen des Ausrufes „Achmea“ erwartet werden. Der
hohe Bekanntheitsgrad des gleichnamigen, zu einer niederländischen Ver-
sicherungsgruppe gehörenden Unternehmens in diesen Fachkreisen lässt
sich dabei nicht auf sein Angebotsportfolio zurückführen. Er hängt viel-
mehr mit einem von dem Unternehmen auf Grundlage eines bilateralen
Investitionsschutzabkommens (bilateral investment treaty, BIT) eingeleite-
ten Schiedsverfahren zusammen.

Wie die meisten modernen BIT, die die Landschaft des internationalen
Investitionsrechts prägen,2 sah der von Achmea BV bemühte BIT einen be-
sonderen Streitbeilegungsmechanismus vor. Dieser ermöglicht es Investo-
ren aus einem Vertragsstaat (Heimatstaat), im Falle einer Streitigkeit be-
treffend ihre Investition in dem anderen Vertragsstaat (Gastgeberstaat) un-
mittelbar gegen den Gastgeberstaat vor einem internationalen Investitions-
schiedsgericht vorzugehen (investor-state dispute settlement, ISDS).3 Die
Krux an dem Casus Achmea war, dass der einschlägige BIT nicht zwei be-
liebige Staaten miteinander verband, sondern von zwei Mitgliedstaaten der
Europäischen Union abgeschlossen worden war (intra-EU BIT).

Investitionen, die in den Anwendungsbereich eines intra-EU BIT fallen,
profitieren von den materiellen Schutzstandards in dem BIT. Gleichzeitig
kommt ihnen auch der unionsrechtliche Investitionsschutz zugute. Die in
diesem Mehrebenensystem vorgesehenen Schutzstandards sind nicht not-
wendigerweise deckungsgleich.4 Zur Lösung von Streitigkeiten betreffend
die Einhaltung der Schutzstandards aus dem intra-EU BIT ist regelmäßig
ein Investitionsschiedsgericht berufen. Das Wachen über die Einhaltung
und Auslegung von Unionsrecht obliegt hingegen dem Europäischen Ge-
richtshof (EuGH). Die Überlappung der Regelungsbereiche von Unions-
recht und intra-EU BIT eröffnet in der Konsequenz die Möglichkeit
der parallelen Befassung zweier Streitbeilegungsakteure mit der Bewertung
derselben Maßnahme eines Staates. Die sich vor dem Hintergrund dieser
Kohabitation abzeichnende Gefahr einer gegensätzlichen Bewertung des-

2 Gemäß UNCTAD, IIA Issues Note, Issue 3, June 2019, S. 1 sind von den existenten
3.317 internationalen Investitionsschutzabkommen (international investment agree-
ments, IIA) 2.932 BIT, was einem Anteil von über 88 % entspricht.

3 Vgl. Griebel, Internationales Investitionsrecht, 93.
4 Die divergierenden Zielrichtungen der Rechtsgebiete herausstellend Crépet

Daigremont, in: Burgorgue-Larsen/et al., Les interactions normatives, 167, der zufol-
ge im Hinblick auf Unionsrecht das Integrationsnarrativ Geltung beanspruche,
während das internationale Investitionsrecht von seiner schützenden Perspektive
geprägt sei.
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selben staatlichen Handelns wird durch die divergierenden materiellen
Schutzstandards, die als Maßstab angelegt werden, weiter verschärft.5

Der Jurisdiktionskonflikt zwischen dem EuGH und auf der Grundlage
von intra-EU BIT gegründeten Investitionsschiedsgerichten offenbarte sich
zum ersten Mal in dem durch Achmea BV eingeleiteten Verfahren. Dieses
fand seinen Weg zum EuGH und mündete in einem Richterspruch, der
für viel Aufruhr in der Fachwelt sorgte: dem sagenumwobenen Achmea-
Urteil.

Tatbestand

Der BGH legte in einem Verfahren, in dem die Parteien über die Aufhe-
bung eines Schiedsspruchs stritten, die Frage der Anwendbarkeit einer
Schiedsklausel6 in einem intra-EU BIT dem EuGH vor.

Die Niederlande sind seit dem 1. Januar 1958 Mitglied der Europä-
ischen Union. 1991 schlossen sie mit Wirkung zum 1. Oktober 1992 einen
BIT mit der Tschechoslowakei. Dieser beinhaltet in Art. 8 folgende
Schiedsklausel:

 
1) All disputes between one Contracting Party and an investor of the

other Contracting Party concerning an investment of the latter shall if
possible, be settled amicably.

2) Each Contracting Party hereby consents to submit a dispute referred to
in paragraph (1) of this Article, to an arbitral tribunal, if the dispute has
not been settled amicably within a period of six months from the date
either party to the dispute requested amicable settlement.

3) The arbitral tribunal referred to in paragraph (2) of this Article will be
constituted for each individual case in the following way: each party to
the dispute appoints one member of the tribunal and the two members
thus appointed shall select a national of a third State as Chairman of
the tribunal. Each party to the dispute shall appoint its member of the

A.

5 In diesem Zusammenhang ebenfalls den Vergleich zu der aus dem französischen
Regierungssystem bekannten Figur der Kohabitation (im französischen Original:
cohabitation) ziehend Dutheil de la Rochère, in: Masclet/et al., Mélanges en
l'h̉onneur de Philippe Manin, 391, 392.

6 Der Begriff „Schiedsklausel“ bezeichnet eine in BIT enthaltene Bestimmung, mit
der die vertragsschließenden Staaten ihr Einverständnis zu der Durchführung eines
internationalen Schiedsverfahrens im Falle einer die Investition betreffenden Strei-
tigkeit gegen den Investor der anderen Vertragspartei erklären.
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tribunal within two months, and the Chairman shall be appointed
within three months from the date on which the investor has notified
the other Contracting Party of his decision to submit the dispute to the
arbitral tribunal.

4) If the appointments have not been made in the above mentioned
periods, either party to the dispute may invite the President of the Arbi-
tration Institute of the Chamber of Commerce of Stockholm to make
the necessary appointments. If the President is a national of either Con-
tracting Party or if he is otherwise prevented from discharging the said
function, the Vice-President shall be invited to make the necessary ap-
pointments. If the Vice-President is a national of either Contracting
Party or if he too is prevented from discharging the said function, the
most senior member of the Arbitration Institute who is not a national
of either Contracting Party shall be invited to make the necessary ap-
pointments.

5) The arbitration tribunal shall determine its own procedure applying
the arbitration rules of the United Nations Commission for Interna-
tional Trade Law (UNCITRAL)

6) The arbitral tribunal shall decide on the basis of the law, taking into ac-
count in particular though not exclusively:
– the law in force of the Contracting Party concerned;
– the provisions of this Agreement, and other relevant Agreements

between the Contracting Parties;
– the provisions of special agreements relating to the investment;
– the general principles of international law.

7) The tribunal takes its decision by majority of votes; such decision shall
be final and binding upon the parties to the dispute.

 
Am 1. Januar 1993 trat die Slowakische Republik als Rechtsnachfolgerin
der Tschechoslowakei in deren Rechte und Pflichten aus diesem BIT (im
Folgenden: BIT Niederlande-Slowakei7) ein. Mit Wirkung zum 1. Mai
2004 wurde sie Mitglied der Europäischen Union.

Im Jahr 2004 öffnete die Slowakei den Markt für private Krankenversi-
cherungen für in- und ausländische Anbieter. Nach ihrer Zulassung als

7 Die gewählte Abkürzung trägt der Tatsache Rechnung, dass in dem hier behandel-
ten Zusammenhang ein niederländisches Unternehmen ein Schiedsverfahren ge-
gen die Slowakei eingeleitet hat und deswegen allein das sich aus dem BIT erge-
bende Rechtsverhältnis zwischen den Niederlanden und der Slowakei von Rele-
vanz ist.
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Krankenversicherer in der Slowakei gründete Achmea BV dort eine Toch-
tergesellschaft, brachte Kapital in diese ein und bot über sie auf dem slowa-
kischen Markt private Krankenversicherungen an. Im Jahr 2006 begann
die Slowakei, die Liberalisierung des Krankenversicherungsmarktes teil-
weise rückgängig zu machen. Sie verbot den Einsatz von Versicherungs-
maklern und die Veräußerung von Versicherungsportfolios. Zudem unter-
sagte sie im Jahr 2007 die Ausschüttung von Gewinnen aus dem Kranken-
versicherungsgeschäft. Letzteres Verbot wurde jedoch im Januar 2011 von
dem slowakischen Verfassungsgericht für verfassungswidrig erklärt und im
August 2011 wieder aufgehoben.

In Folge dieser Maßnahmen hat Achmea BV im Oktober 2008 auf
Grundlage von Art. 8 BIT Niederlande-Slowakei ein Schiedsverfahren ge-
gen die Slowakei eingeleitet. Frankfurt am Main ist als Schiedsort festge-
legt worden.

Achmea BV hat behauptet, ihr sei durch die gesetzlichen Regulierungs-
maßnahmen der Slowakei ein Schaden entstanden. Die Slowakei hat die
Unzuständigkeit des Schiedsgerichts gerügt.

Mit Zwischenbescheid vom 26. Oktober 2010 hat das Schiedsgericht sei-
ne Zuständigkeit bejaht. Den Antrag der Slowakei auf Aufhebung des er-
gangenen Zwischenbescheids und die Feststellung der Unzuständigkeit
des Schiedsgerichts hat das OLG Frankfurt am Main mit Beschluss vom
10. Mai 2012 zurückgewiesen. Die dagegen gerichtete Rechtsbeschwerde
hat der BGH mit Beschluss vom 30. April 2014 als unzulässig zurückge-
wiesen.

Am 7. Dezember 2012 hat das Schiedsgericht die Slowakei zur Zahlung
von Schadensersatz an Achmea BV verurteilt. Den Antrag der Slowaki-
schen Republik auf Aufhebung dieses Schiedsspruchs hat das OLG Frank-
furt mit Beschluss vom 18. Dezember 2014 zurückgewiesen. Gegen diesen
Beschluss hat die Slowakei beim BGH Rechtsbeschwerde eingelegt.

Die Slowakische Republik beantragt,
den Schiedsspruch vom 7. Dezember 2012 aufzuheben.

Achmea BV beantragt,
die Rechtsbeschwerde zurückzuweisen.

Am 3. März 2016 hat der BGH das Verfahren ausgesetzt und dem EuGH
folgende Fragen zur Vorabentscheidung vorgelegt:

 
1. Steht Art. 344 AEUV der Anwendung einer Regelung in einem bilate-

ralen Investitionsschutzabkommen zwischen Mitgliedstaaten der
Union (einem sogenannten unionsinternen BIT) entgegen, nach der
ein Investor eines Vertragsstaats bei einer Streitigkeit über Investitio-
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nen in dem anderen Vertragsstaat gegen Letzteren ein Verfahren vor
einem Schiedsgericht einleiten darf, wenn das Investitionsschutzab-
kommen vor dem Beitritt eines der Vertragsstaaten zur Union abge-
schlossen worden ist, das Schiedsgerichtsverfahren aber erst danach ein-
geleitet werden soll?
Falls Frage 1 zu verneinen ist:

2. Steht Art. 267 AEUV der Anwendung einer solchen Regelung entge-
gen?
Falls die Fragen 1 und 2 zu verneinen sind:

3. Steht Art. 18 Abs. 1 AEUV unter den in Frage 1 beschriebenen Umstän-
den der Anwendung einer solchen Regelung entgegen?

Urteil des EuGH

Im Gegensatz zu Generalanwalt Wathelet kommt der EuGH in seinem Ur-
teil vom 6. März 2018 zu dem Ergebnis, dass eine Schiedsklausel, wie sie in
Art. 8 BIT Niederlande-Slowakei vorhanden ist, jedenfalls nicht mit
Art. 344 AEUV und Art. 267 AEUV vereinbar sei.8 In der Folge hält er es
nicht für notwendig, sich mit dem in Art. 18 AEUV verankerten allgemei-
nen Diskriminierungsverbot auseinanderzusetzen.

Seiner gemeinsamen Beantwortung der ersten beiden Vorlagefragen
stellt der EuGH allgemeine Überlegungen voran. Er verweist darauf, dass

„nach ständiger Rechtsprechung […] eine internationale Übereinkunft
die in den Verträgen festgelegte Zuständigkeitsordnung und damit die
Autonomie der Rechtssystems der Union […] nicht beeinträchtigen
darf.“9

Dieser Grundsatz sei in Art. 344 AEUV verankert.10 Die Autonomie der
Unionsrechtsordnung bestehe gegenüber dem Recht der Mitgliedstaaten
und dem Völkerrecht und rechtfertige sich durch die wesentlichen Merk-

B.

8 Eine ausführliche Befassung mit den in Generalanwalt Wathelet, Schlussantrag
vom 19.09.2017, Slowakische Republik gg. Achmea BV, Rs. C‑284/16,
ECLI:EU:C:2017:699 vorgetragenen Argumenten unterbleibt.

9 EuGH, Urteil vom 06.03.2018, Slowakische Republik gg. Achmea BV, Rs. C-284/16,
ECLI:EU:C:2018:158 Rn. 32.

10 EuGH, Urteil vom 06.03.2018, Slowakische Republik gg. Achmea BV, Rs. C-284/16,
ECLI:EU:C:2018:158 Rn. 32.
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male der Union und ihres Rechts.11 Dabei kennzeichne das Unionsrecht
seine autonome Quelle, sein Vorrang vor dem Recht der Mitgliedstaaten
und seine teilweise unmittelbare Wirkung.12 Es beruhe auf der grundle-
genden Prämisse, dass die Mitgliedstaaten eine gemeinsame Werteord-
nung teilen, was wiederum ein gegenseitiges Vertrauen der
Mitgliedstaaten in die Anerkennung dieser Werte und der Achtung des sie
umsetzenden Unionsrechts impliziere und rechtfertige.13 In diesem Zu-
sammenhang obliege ihnen eine in Art. 4 Abs. 3 UAbs. 1 EUV niedergeleg-
te Pflicht zur loyalen Zusammenarbeit, auf deren Grundlage sie insbeson-
dere für die Anwendung und Wahrung des Unionsrechts zu sorgen und zu
diesem Zweck alle geeigneten Maßnahmen allgemeiner oder besonderer
Art zur Erfüllung der Verpflichtungen, die sich aus den Verträgen oder
den Handlungen der Unionsorgane ergeben, zu ergreifen haben.14

Zur Sicherstellung dieser besonderen Merkmale und der Autonomie der
Unionsrechtsordnung sei das unionsrechtliche Gerichtssystem geschaffen
worden, das der Gewährleistung der Einheitlichkeit und Kohärenz bei der
Auslegung des Unionsrechts diene.15 Es schreibe den nationalen Gerichten
und dem EuGH die Aufgabe zu, die volle Anwendung des Unionsrechts in
allen Mitgliedstaaten und den Schutz der Rechte zu gewährleisten, die den
Einzelnen aus ihm erwachsen.16 Das Schlüsselelement dieses
Gerichtssystems bilde das Vorlageverfahren in Art. 267 AEUV.17

Nach diesen allgemeinen Ausführungen bejaht der EuGH, dass sich die
Streitigkeiten, über die das in Art. 8 BIT Niederlande-Slowakei genannte
Schiedsgericht zu erkennen hat, auf die Auslegung oder Anwendung des
Unionsrechts beziehen könnten,18 da das Schiedsgericht

11 EuGH, Urteil vom 06.03.2018, Slowakische Republik gg. Achmea BV, Rs. C-284/16,
ECLI:EU:C:2018:158 Rn. 33.

12 EuGH, Urteil vom 06.03.2018, Slowakische Republik gg. Achmea BV, Rs. C-284/16,
ECLI:EU:C:2018:158 Rn. 33.

13 EuGH, Urteil vom 06.03.2018, Slowakische Republik gg. Achmea BV, Rs. C-284/16,
ECLI:EU:C:2018:158 Rn. 34.

14 EuGH, Urteil vom 06.03.2018, Slowakische Republik gg. Achmea BV, Rs. C-284/16,
ECLI:EU:C:2018:158 Rn. 34.

15 EuGH, Urteil vom 06.03.2018, Slowakische Republik gg. Achmea BV, Rs. C-284/16,
ECLI:EU:C:2018:158 Rn. 35.

16 EuGH, Urteil vom 06.03.2018, Slowakische Republik gg. Achmea BV, Rs. C-284/16,
ECLI:EU:C:2018:158 Rn. 36.

17 EuGH, Urteil vom 06.03.2018, Slowakische Republik gg. Achmea BV, Rs. C-284/16,
ECLI:EU:C:2018:158 Rn. 37.

18 EuGH, Urteil vom 06.03.2018, Slowakische Republik gg. Achmea BV, Rs. C-284/16,
ECLI:EU:C:2018:158 Rn. 39-42.
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„gegebenenfalls das Unionsrechts und insbesondere die Bestimmun-
gen über die Grundfreiheiten, darunter die Niederlassungsfreiheit und
die Kapitalverkehrsfreiheit, auszulegen oder sogar anzuwenden
[hat].“19

Dies ergebe sich aus Art. 8 Abs. 6 BIT Niederlande-Slowakei, der als zu be-
rücksichtigende Rechtsordnungen inter alia das Recht der betroffenen Ver-
tragspartei und alle erheblichen Abkommen zwischen den Vertragspartei-
en nennt.20 Dem EuGH zufolge lasse sich das Unionsrecht diesen beiden
Kategorien zuordnen.21

Anschließend verweigert der EuGH dem auf Grundlage von Art. 8 BIT
Niederlande-Slowakei gegründeten Schiedsgericht die Qualifikation als
„Gericht eines Mitgliedstaates“ im Sinne des Art. 267 AEUV.22 Er stützt sei-
ne Einschätzung auf die Grundlage, dass das Schiedsgericht weder einen
Teil des in den Niederlanden oder der Slowakei bestehenden
Gerichtssystems darstelle, noch als ein gemeinsames Gericht beider
Mitgliedstaaten angesehen werden könne.23 Vielmehr verweist er darauf,
dass der Ausnahmecharakter der in Art. 8 BIT Niederlande-Slowakei vorge-
sehenen Schiedsgerichtsbarkeit im Verhältnis zu den nationalen Gerichts-
systemen der Vertragsparteien eine der Raisons d’être der Schiedsklausel
sei.24

Die Ablehnung eines direkten Vorlagerechts des Schiedsgerichts führt
den EuGH zu der Frage, ob die Möglichkeit einer indirekten Vorlage der
vom Schiedsgericht behandelten unionsrechtlichen Fragen durch staatli-
che Gerichte im Rahmen einer Kontrollinstanz bestehe, die insbesondere
Einklang mit Art. 19 EUV herstellt.25

19 EuGH, Urteil vom 06.03.2018, Slowakische Republik gg. Achmea BV, Rs. C-284/16,
ECLI:EU:C:2018:158 Rn. 42.

20 EuGH, Urteil vom 06.03.2018, Slowakische Republik gg. Achmea BV, Rs. C-284/16,
ECLI:EU:C:2018:158 Rn. 40.

21 EuGH, Urteil vom 06.03.2018, Slowakische Republik gg. Achmea BV, Rs. C-284/16,
ECLI:EU:C:2018:158 Rn. 41.

22 EuGH, Urteil vom 06.03.2018, Slowakische Republik gg. Achmea BV, Rs. C-284/16,
ECLI:EU:C:2018:158 Rn. 49.

23 EuGH, Urteil vom 06.03.2018, Slowakische Republik gg. Achmea BV, Rs. C-284/16,
ECLI:EU:C:2018:158 Rn. 45, 48.

24 EuGH, Urteil vom 06.03.2018, Slowakische Republik gg. Achmea BV, Rs. C-284/16,
ECLI:EU:C:2018:158 Rn. 45.

25 EuGH, Urteil vom 06.03.2018, Slowakische Republik gg. Achmea BV, Rs. C-284/16,
ECLI:EU:C:2018:158 Rn. 50.
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In diesem Kontext verweist er auf die Endgültigkeit der Entscheidungen
des Schiedsgerichts und die Tatsache, dass dieses sein eigenes Verfahren
unter Anwendung der Schiedsordnung der Kommission der Vereinten Na-
tionen für internationales Handelsrecht (United Nations Commission on In-
ternational Trade Law, UNCITRAL) festlegt.26 Er betont, dass es von der
von dem Schiedsgericht zu treffenden Wahl des Schiedsortes und dem an-
wendbaren nationalen Prozessrecht abhänge, ob und in welchem Umfang
der zu erlassende Schiedsspruch von einem mitgliedstaatlichen Gericht
mit der Möglichkeit zur Vorlage an den EuGH überprüft werden kann.27

Eine beschränkte Prüfkompetenz wie in § 1059 Abs. 2 ZPO erklärt er dabei
im Lichte des Unionsrechts für unzureichend.28 In Abgrenzung der Inves-
titions- von der Handelsschiedsgerichtsbarkeit erklärt er unter Hinweis auf
seine bisherige Rechtsprechung, dass

„die Erfordernisse der Wirksamkeit des Schiedsverfahrens es [in der
Handelsschiedsgerichtsbarkeit] rechtfertigen, Schiedssprüche durch
die Gerichte der Mitgliedstaaten nur in beschränktem Umfang zu
überprüfen, soweit die grundlegenden Bestimmungen des Unions-
rechts im Rahmen dieser Kontrolle geprüft werden können und gege-
benenfalls Gegenstand einer Vorlage zur Vorabentscheidung an den
Gerichtshof sein können [Verweise weggelassen].“29

Diese Argumentation sei nicht auf die Investitionsschiedsgerichtsbarkeit
übertragbar.30

„Während […][ein Handelsschiedsverfahren] nämlich auf der Partei-
autonomie beruht, leitet sich […][ein Investitionsschiedsverfahren]
aus einem Vertrag her, in dem Mitgliedstaaten übereingekommen
sind, der Zuständigkeit ihrer eigenen Gerichte und damit dem System
von gerichtlichen Rechtsbehelfen, dessen Schaffung ihnen Art. 19
Abs. 1 Unterabs. 2 EUV in den vom Unionsrecht erfassten Bereichen
vorschreibt, Rechtsstreitigkeiten zu entziehen, die die Anwendung

26 EuGH, Urteil vom 06.03.2018, Slowakische Republik gg. Achmea BV, Rs. C-284/16,
ECLI:EU:C:2018:158 Rn. 51.

27 EuGH, Urteil vom 06.03.2018, Slowakische Republik gg. Achmea BV, Rs. C-284/16,
ECLI:EU:C:2018:158 Rn. 52 f.

28 EuGH, Urteil vom 06.03.2018, Slowakische Republik gg. Achmea BV, Rs. C-284/16,
ECLI:EU:C:2018:158 Rn. 53.

29 EuGH, Urteil vom 06.03.2018, Slowakische Republik gg. Achmea BV, Rs. C-284/16,
ECLI:EU:C:2018:158 Rn. 54.

30 EuGH, Urteil vom 06.03.2018, Slowakische Republik gg. Achmea BV, Rs. C-284/16,
ECLI:EU:C:2018:158 Rn. 55.
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und Auslegung des Unionsrechts betreffen können [Verweis weggelas-
sen].“31

Dies führt den EuGH zu dem Schluss, dass die Niederlande und die Slowa-
kei mit dem Abschluss des BIT,

„einen Mechanismus zur Beilegung von Streitigkeiten zwischen einem
Investor und einem Mitgliedstaat geschaffen haben, der ausschließen
kann, dass über diese Streitigkeiten, obwohl sie die Auslegung oder
Anwendung des Unionsrechts betreffen könnten, in einer Weise ent-
schieden wird, die die volle Wirksamkeit des Unionsrechts gewährleis-
tet.“32

Zwar sei nach seiner ständigen Rechtsprechung, der Abschluss von inter-
nationalen Übereinkünften durch die Europäische Union, die die Schaf-
fung eines mit der Auslegung ihrer Bestimmungen betrauten Gerichts vor-
sehen, dessen Entscheidungen für die EU-Organe, einschließlich des
EuGH, bindend sind, im Prinzip nicht unionsrechtswidrig, solange die
Autonomie der Union und ihrer Rechtsordnung gewahrt bleibt.33 Diese
Wertung könne jedoch nicht auf intra-EU BIT übertragen werden.34 Zum
einen würden diese nicht von der Europäischen Union, sondern von
Mitgliedstaaten abgeschlossen.35 Zum anderen könnten die von ihnen vor-
gesehenen Schiedsgerichte nicht nur mit der Auslegung des BIT, sondern
auch mit der Auslegung von Unionsrecht befasst werden.36 Vielmehr sei
Art. 8 BIT Niederlande-Slowakei nicht mit der Verpflichtung zur loyalen
Zusammenarbeit vereinbar, da er geeignet sei, neben dem die
Mitgliedstaaten verbindenden Grundsatz des gegenseitigen Vertrauens
auch die durch das Vorabentscheidungsverfahren in Art. 267 AEUV ge-
währleistete Erhaltung des eigenen Charakters des Unionsrechts in Frage

31 EuGH, Urteil vom 06.03.2018, Slowakische Republik gg. Achmea BV, Rs. C-284/16,
ECLI:EU:C:2018:158 Rn. 55.

32 EuGH, Urteil vom 06.03.2018, Slowakische Republik gg. Achmea BV, Rs. C-284/16,
ECLI:EU:C:2018:158 Rn. 56.

33 EuGH, Urteil vom 06.03.2018, Slowakische Republik gg. Achmea BV, Rs. C-284/16,
ECLI:EU:C:2018:158 Rn. 57.

34 EuGH, Urteil vom 06.03.2018, Slowakische Republik gg. Achmea BV, Rs. C-284/16,
ECLI:EU:C:2018:158 Rn. 58.

35 EuGH, Urteil vom 06.03.2018, Slowakische Republik gg. Achmea BV, Rs. C-284/16,
ECLI:EU:C:2018:158 Rn. 58.

36 EuGH, Urteil vom 06.03.2018, Slowakische Republik gg. Achmea BV, Rs. C-284/16,
ECLI:EU:C:2018:158 Rn. 58.
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zu stellen.37 Dies führe letztlich zu einer Gefährdung der Autonomie der
Unionsrechtsordnung.38

Der EuGH kommt daher zu dem folgenden Ergebnis:
„Die Art. 267 und 344 AEUV sind dahin auszulegen, dass sie einer Be-
stimmung in einer internationalen Übereinkunft zwischen den
Mitgliedstaaten wie Art. 8 des Abkommens zwischen dem Königreich
der Niederlande und der Tschechischen und Slowakischen Föderati-
ven Republik über die Förderung und den gegenseitigen Schutz von
Investitionen entgegenstehen, nach der ein Investor eines dieser
Mitgliedstaaten im Fall einer Streitigkeit über Investitionen in dem an-
deren Mitgliedstaat gegen diesen ein Verfahren vor einem Schiedsge-
richt einleiten darf, dessen Gerichtsbarkeit sich dieser Mitgliedstaat
unterworfen hat.“39

Aussage des Urteils

Nach ihrem Erlass hat die Achmea-Entscheidung eine große Resonanz in
Praxis und Wissenschaft erfahren. Zahlreiche Urteilsbesprechungen und
Konferenzen haben sich mit ihren Auswirkungen befasst.40 Auch wenn
das Meinungsbild divergiert, scheinen sich die vielen Kommentatoren in

C.

37 EuGH, Urteil vom 06.03.2018, Slowakische Republik gg. Achmea BV, Rs. C-284/16,
ECLI:EU:C:2018:158 Rn. 58.

38 EuGH, Urteil vom 06.03.2018, Slowakische Republik gg. Achmea BV, Rs. C-284/16,
ECLI:EU:C:2018:158 Rn. 59.

39 EuGH, Urteil vom 06.03.2018, Slowakische Republik gg. Achmea BV, Rs. C-284/16,
ECLI:EU:C:2018:158 Urteilstenor.

40 Für Urteilsbesprechungen siehe bspw. Basener, Du sollst keine andere Gerichts-
barkeit neben mir haben – EuGH zu Schiedsklauseln in Investitionsschutzab-
kommen, einsehbar unter https://www.lto.de/recht/hintergruende/h/eugh-c28416
-investitionsschutz-eu-schiedsklauseln-schiedsgerichtsbarkeit-innerhalb-europas-u
ntersagt/ [zuletzt abgerufen am 03.08.2019]; Bizikova, The CJEU in Slovakia v
Achmea or Is Justice Best Served Cold?, einsehbar unter http://arbitrationblog.klu
werarbitration.com/2018/03/11/cjeu-slovakia-v-Achmea-justice-best-served-cold/
[zuletzt abgerufen am 03.08.2019]; Boknik, Incompatibilité des clauses d’arbitrage
contenues dans les TBI intra-UE avec le droit de l’Union, einsehbar unter https://
www.ceje.ch/fr/actualites/divers/2018/03/incompatibilite-des-clauses-darbitrage-co
ntenues-dans-les-tbi-intra-ue-avec-le-droit-de-lunion/ [zuletzt abgerufen am
03.08.2019]; Casteleiro, El fin de los TBI intra-UE: Una breve reflexión sobre la
sentencia Achmea, einsehbar unter https://aquiescencia.net/2018/03/08/el-fin-de-l
os-tbi-intra-ue-una-breve-reflexion-sobre-la-sentencia-Achmea/ [zuletzt abgerufen
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einem Punkt einig zu sein: Bei Achmea handelt sich um eine Entschei-
dung, die das Potenzial hat, als Klassiker in die Annalen der internationa-
len Schiedsgerichtsbarkeit einzugehen. Eine Entscheidung mit hoher
Schlagkraft, die droht, ganze – bislang sehr lukrative – Arbeitsbereiche ein-
zuebnen, und starke Unsicherheiten bei Großinvestoren hervorruft. Doch
bevor man in Jubelschreie oder Wutgeheul ausbricht, in Schockstarre ge-
friert oder in Ratlosigkeit versinkt, sollte man sich zunächst eine simple
Frage stellen: Was genau hat der EuGH am sagenumwobenen 6. März
2018 entschieden? Und – die vielleicht noch wichtigere Frage – was gerade
nicht?

Ein Urteil von grundsätzlicher Bedeutung

Der Inhalt der Entscheidung muss im Lichte ihrer grundsätzlichen Bedeu-
tung untersucht werden. Dass der EuGH den Fall Achmea zum Anlass
nimmt, um eine Grundsatzentscheidung zu erlassen, ergibt sich schon un-
abhängig vom eigentlichen Ergebnis aus der Art und Weise der Begrün-
dung seines Urteils. Besonderheiten des Einzelfalls schenkt der EuGH
kaum Beachtung. Seine Überlegungen zeichnen sich vielmehr durch ihr
hohes Abstraktionsmaß und ihre Allgemeinheit aus. Die herangezogenen
Bewertungsmaßstäbe sind durchweg unionsrechtliche Verfassungsprinzi-
pien von fundamentaler Bedeutung und zeugen vom Willen des EuGH,
eine über den Einzelfall hinausgehende, grundsätzliche Wertung zu tref-
fen.

I.

am 03.08.2019]; Lavranos, Black Tuesday: the End of Intra-EU BITs, einsehbar un-
ter http://arbitrationblog.practicallaw.com/black-tuesday-the-end-of-intra-eu-bits/
[zuletzt abgerufen am 03.08.2019]; Nacimiento/Bauer, in: BB 2018, 1347. Für ein-
schlägige Konferenzen siehe bspw. die von der ESSEC Business School am
11. April 2018 im Rahmen der Paris Arbitration Week organisierte Konferenz
„The Future of Intra-EU Investment Arbitration in the Aftermath of the Achmea
Judgment“, Einladung einsehbar unter http://www45.essec.edu/professorsCV/sho
wRef.do?bibID=13785 [zuletzt abgerufen am 03.08.2019]; die von dem Amster-
dam Center for International Law organisierte Konferenz „W(h)ither ISDS? The
Impact of Achmea on Pending Arbitrations under Member States’ BITs and the
Energy Charter Treaty“ vom 26. Juni 2018, für mehr Informationen siehe https://
acil.uva.nl/content/events/workshops/2018/06/whither-isds.html?1563863493418
[zuletzt abgerufen am 03.08.2019]; die am 5. Juli 2018 an der Universität zu Köln
vom International Investment Law Centre Cologne abgehaltene Konferenz „Pro-
tection of Foreign Investments in Europe – Perspectives and Solutions“, für den
Tagungsbericht siehe Boknik, in: EuZW 2018, 837.
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Schon die dem EuGH vorgelegten Bestimmungen stellen grundlegende
Normen des europäischen Primärrechts dar, die von herausragender Be-
deutung für die Unionsrechtsordnung sind. Ihre Auslegung bietet Potenzi-
al, um eine Grundsatzentscheidung zu tragen. Doch der EuGH begnügt
sich nicht damit, seine Entscheidung allein auf die Auslegung der vorge-
legten Normen zu beschränken.41 Zwar stützt er sein Ergebnis vordergrün-
dig auf Art. 344, 267 AEUV.42 Bei der Lektüre der Urteilsgründe drängt
sich jedoch der Eindruck auf, dass die Anknüpfung an diese beiden Vor-
schriften primär der Formulierung der Vorlagefrage geschuldet ist. Bei-
spielsweise (bspw.) findet eine konkrete Prüfung des Art. 344 AEUV nicht
statt.

Inhaltlich löst sich der EuGH von den konkreten Vorlagefragen und
stützt sich bei seiner Bewertung auch auf allgemeine Prinzipien des
Unionsrechts, die gleichsam über dem Normengeflecht der europäischen
Verträge43 schweben und keinen zwingenden Referenzpunkt in einer der
vorgelegten Bestimmungen haben. Diese Feststellung wird durch den Auf-
bau des Urteils verdeutlicht: Von den 31 Absätzen, mit denen er die Vorla-
gefragen beantwortet, widmet der EuGH knapp ein Viertel (sieben Absät-
ze) allgemeinen Erwägungen zu grundlegenden Prinzipien und Struktu-
ren der Unionsrechtsordnung. Die Vorlagefragen beantwortet er nach ei-
genem Dafürhalten ausdrücklich „im Licht dieser Erwägungen“.44

Die Entscheidung des EuGH basiert vorrangig auf einer angenommenen
Beeinträchtigung der Autonomie des Unionsrechts.45 Um diese zu begrün-
den, setzt er die in Bezug auf verschiedene Prinzipien und Strukturmerk-
male der Unionsrechtsordnung festgestellten Verstöße und Unvereinbar-
keiten zusammen. So sieht er neben einem Verstoß gegen den Grundsatz
des gegenseitigen Vertrauens zwischen den Mitgliedstaaten eine Verlet-

41 Ausführlich zu der Kompetenz des EuGH, im Rahmen von Auslegungsurteilen
eine Ex-officio-Prüfung am Maßstab des gesamten Unionsrechts durchzuführen,
siehe Sachs, Die Ex-officio-Prüfung durch die Gemeinschaftsgerichte, 78-81, 242.

42 Mit Art. 18 UAbs. 1 AEUV setzt er sich mangels Notwendigkeit nicht auseinan-
der, siehe EuGH, Urteil vom 06.03.2018, Slowakische Republik gg. Achmea BV,
Rs. C-284/16, ECLI:EU:C:2018:158 Rn. 61.

43 Unter „europäische Verträge“ ist hier die Gesamtheit der das europäische Primär-
recht bildenden Verträge zu verstehen.

44 EuGH, Urteil vom 06.03.2018, Slowakische Republik gg. Achmea BV, Rs. C-284/16,
ECLI:EU:C:2018:158 Rn. 38.

45 EuGH, Urteil vom 06.03.2018, Slowakische Republik gg. Achmea BV, Rs. C-284/16,
ECLI:EU:C:2018:158 Rn. 59.
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zung des Grundsatzes der loyalen Zusammenarbeit.46 Der ISDS-Mechanis-
mus gefährde die effektive Durchsetzung des Unionsrechts47 sowie seine
einheitliche Auslegung und Kohärenz.48 Gleichzeitig beeinträchtige er die
durch die europäischen Verträge vorgesehene Zuständigkeitsordnung.49

Anwendungsbereich der Achmea-Rechtsprechung

Urteile, in denen der EuGH die Ungültigkeit von Unionsrecht oder sonsti-
gen Organhandlungen feststellt, entfalten unstreitig Erga-omnes-Wirkung.50

Im Hinblick auf Auslegungsurteile, wie die Achmea-Entscheidung, lässt
sich eine entsprechende Bindungswirkung nicht ohne Weiteres bejahen.51

Diese haben primär einen Inter-partes-Effekt und binden die im Ausgangs-
verfahren befassten Gerichte.52 Nicht an dem Ausgangsstreit beteiligte
letztinstanzliche Gerichte müssen allerdings, wenn sie der Auslegung des
EuGH nicht folgen wollen, die Frage abermals vorlegen.53 Spiegelbildlich

II.

46 EuGH, Urteil vom 06.03.2018, Slowakische Republik gg. Achmea BV, Rs. C-284/16,
ECLI:EU:C:2018:158 Rn. 58

47 EuGH, Urteil vom 06.03.2018, Slowakische Republik gg. Achmea BV, Rs. C-284/16,
ECLI:EU:C:2018:158 Rn. 56.

48 EuGH, Urteil vom 06.03.2018, Slowakische Republik gg. Achmea BV, Rs. C-284/16,
ECLI:EU:C:2018:158 Rn. 35-37, 58.

49 EuGH, Urteil vom 06.03.2018, Slowakische Republik gg. Achmea BV, Rs. C-284/16,
ECLI:EU:C:2018:158 Rn. 55.

50 Vgl. Wegener, in: Calliess/Ruffert, EUV/AEUV, Art. 267 AEUV Rn. 50; Gaitanides,
in: von der Groeben/et al., Europäisches Unionsrecht, Art. 267 AEUV Rn. 90;
Borchardt, in: Lenz/Borchardt, EU-Verträge, Art. 267 AEUV Rn. 58.

51 Vgl. Schima, Das Vorabentscheidungsverfahren vor dem EuGH, 114, der darauf
hinweist, dass eine strikte Präjudizwirkung von Auslegungsurteilen weder förm-
lich vorgesehen sei noch vom EuGH behauptet werde. aA Lang, in: BzTW 2018,
16 f.

52 Vgl. Wegener, in: Calliess/Ruffert, EUV/AEUV, Art. 267 AEUV Rn. 49; Borchardt,
in: Lenz/Borchardt, EU-Verträge, Art. 267 AEUV Rn. 55 f.

53 Ehricke, in: Streinz, EUV/AEUV, Art. 267 AEUV Rn. 72. Ob auch nicht letztin-
stanzliche (unterinstanzliche) Gerichte einer Vorlagepflicht bei geplanter Nicht-
befolgung der durch den EuGH vorgegebenen Auslegung unterliegen, ist um-
stritten. Dagegen bspw. Wegener, in: Calliess/Ruffert, EUV/AEUV, Art. 267 AEUV
Rn. 51 m. w. N.; Gaitanides, in: von der Groeben/et al., Europäisches Unions-
recht, Art. 267 AEUV Rn. 92 unter Verweis auf die in Art. 267 Abs. 2 AEUV ver-
ankerte sachliche Unabhängigkeit unterinstanzlicher Gerichte; Schima, Das Vor-
abentscheidungsverfahren vor dem EuGH, 115. Dafür bspw. Schermers/
Waelbroeck, Judicial Protection in the European Union, § 547; Ehricke, in: Streinz,
EUV/AEUV, Art. 267 AEUV Rn. 72 mit Verweis auf die Prozessökonomie. Un-
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sind sie von ihrer Vorlagepflicht befreit, wenn sich der Rechtsprechung
des EuGH bereits eine Antwort entnehmen lässt54 oder die richtige An-
wendung des Unionsrechts derart offenkundig ist, dass keinerlei Raum für
einen vernünftigen Zweifel an der Entscheidung bleibt.55 Unter Zugrun-
delegung dieser Grundsätze muss man anerkennen, dass auch die Wirkung
von Auslegungsurteilen des EuGH über den Ausgangsfall hinausgeht. In
der Folge ist es überzeugend, von einer de facto Erga-omnes-Wirkung von
Auslegungsurteilen zu sprechen.56

Um abschätzen zu können, wie weit die de facto Erga-omnes-Wirkung des
Achmea-Urteils reicht, ist es erforderlich, zu untersuchen, auf welche Fälle
die Rechtsprechung Anwendung findet. Die Festlegung des Anwendungs-
bereichs der Entscheidung muss dabei im Lichte ihrer grundlegenden Be-
deutung erfolgen.57 Diese verbietet eine streng an den Besonderheiten des
Einzelfalls orientierte restriktive Auslegung. Gleichzeitig darf die Aussage
der Rechtsprechung nicht unverhältnismäßig überdehnt werden; ungeach-
tet ihrer grundsätzlichen Wertungen verbietet es sich, sie willkürlich auf
sämtliche benachbarte Fallgestaltungen anzuwenden.

Als erster Anknüpfungspunkt für die Festlegung des Anwendungs-
bereichs des Achmea-Urteils dient der Urteilstenor, der im Lichte der Ent-
scheidungsgründe interpretiert werden muss. Ihm zufolge befasst sich der
EuGH mit

„einer Bestimmung in einer internationalen Übereinkunft zwischen
den Mitgliedstaaten wie Art. 8 des Abkommens zwischen dem König-
reich der Niederlande und der Tschechischen und Slowakischen Föde-
rativen Republik über die Förderung und den gegenseitigen Schutz

streitig ist dagegen die Vorlagepflicht von unterinstanzlichen Gerichten, die
einen EU-Rechtsakt nicht anwenden wollen, weil sie von seiner Ungültigkeit
überzeugt sind; grundlegend hierzu EuGH, Urteil vom 22.10.1987, Foto-Frost gg.
Hauptzollamt Lübeck-Ost, Rs. 314/85 ECLI:EU:C:1987:452 Rn. 11-20.

54 Grundlegend hierzu EuGH, Urteil vom 27.03.1963, Aktiengesellschaft Da Costa &
Schaake N. V. u. a. gg. Niederländische Finanzverwaltung, verb. Rs. 28 bis 30/62,
ECLI:EU:C:1963:6 S. 80 f.

55 Grundlegend hierzu EuGH, Urteil vom 06.10.1982, SRL C.I.L.F.I.T. u. a. gg.
Ministero della Sanità, Rs. 283/81, ECLI:EU:C:1982:335 Rn. 21.

56 So Borchardt, in: Lenz/Borchardt, EU-Verträge, Art. 267 AEUV Rn. 60. Vgl. auch
Ehricke, in: Streinz, EUV/AEUV, Art. 267 AEUV Rn. 69, der eine gelockerte Stare-
decisis-Doktrin im Unionsrecht annimmt, gleichzeitig aber darauf aufmerksam
macht, dass seiner Meinung nach die Annahme einer Erga-omnes-Wirkung zu
einer Verschiebung der Funktion des EuGH vom Rechtsprechungsorgan zu
einem Ersatzgesetzgeber führe, die dogmatische Probleme aufwirft.

57 Zu der grundlegenden Bedeutung des Urteils siehe bereits S. 34-36.
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von Investitionen […], nach der ein Investor eines dieser
Mitgliedstaaten im Fall einer Streitigkeit über Investitionen in dem an-
deren Mitgliedstaat gegen diesen ein Verfahren vor einem Schiedsge-
richt einleiten darf, dessen Gerichtsbarkeit sich dieser Mitgliedstaat
unterworfen hat.“58

Zunächst fällt auf, dass sich dem Achmea-Urteil keine Aussage über die
Unionsrechtskonformität der materiell-rechtlichen Regelungen des BIT
entnehmen lässt.59 Es beschäftigt sich ausschließlich mit der in dem BIT
enthaltenen Schiedsklausel. Eine entsprechende Stellungnahme des Ge-
richts ist vielmehr für die Zukunft zu erwarten; so ist es bereits kurzfristig
möglich, dass sich Achmea BV vor slowakischen Gerichten auf die materi-
ellen Schutzstandards des intra-EU BIT beruft und diese dem EuGH so-
dann die Frage ihrer Unionsrechtskonformität vorlegen.60

Zudem zeigt das Abstellen auf gegen den Gastgeberstaat klagende Inves-
toren deutlich, dass sich die Entscheidung des EuGH nur auf den sehr spe-
ziellen Fall von ISDS bezieht. Auf BIT-Bestimmungen, die im Falle einer
investitionsrechtlichen Streitigkeit ein Schiedsverfahren zwischen dem
Heimatstaat des Investors und seinem Gastgeberstaat vorsehen, ist die
Achmea-Rechtsprechung daher genauso wenig anwendbar wie auf
Schiedsklauseln außerhalb der internationalen Investitionsschiedsgericht-
barkeit. Nicht in den Anwendungsbereich der Achmea-Rechtsprechung
fällt damit bspw. der Bereich der Handelsschiedsgerichtsbarkeit;61 die Not-
wendigkeit einer entsprechenden Differenzierung hat der EuGH bereits in
den Urteilsgründen klargestellt.62

Auch ist die Achmea-Rechtsprechung nicht auf BIT zwischen den
Mitgliedstaaten oder der Europäischen Union und Drittstaaten anwendbar
(sog. extra-EU BIT).63 Dies ergibt sich zum einen aus dem Wortlaut des Ur-
teilstenors, der ausdrücklich auf Abkommen „zwischen den

58 EuGH, Urteil vom 06.03.2018, Slowakische Republik gg. Achmea BV, Rs. C-284/16,
ECLI:EU:C:2018:158 Urteilstenor.

59 So auch Simon/Müller, in: NJOZ 2018, 961, 964; Nagy, in: GLJ 19 (2018), 981,
989, 993; Pohl, in: ECLR 14 (2018), 767, 777; Stöbener de Mora, in: EuZW 2018,
363, 365.

60 Vgl. in diesem Sinne BGH, Beschluss vom 31.10.2018 – I ZB 2/15, BeckRS 2018,
28148 Rn. 72. Dazu auch Lang, in: BzTW 2018, 15.

61 Vgl. Soloch, in: LPICT 18 (2019), 3, 15, 19.
62 Siehe dazu EuGH, Urteil vom 06.03.2018, Slowakische Republik gg. Achmea BV,

Rs. C-284/16, ECLI:EU:C:2018:158 Rn. 55.
63 Zu dieser Einschätzung kommend auch Lemaire, in: Rev. arb. 2018, 423, 433 f.;

Stöbener de Mora, in: EuZW 2018, 363, 368; Miller, in: EuZW 2018, 357, 362. aA
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Mitgliedstaaten“ abstellt. Zum anderen weist auch die Argumentation des
EuGH darauf hin.64 Denn während der Grundsatz der vollen Wirksamkeit
des Unionsrechts und der eigene Charakter des durch die europäischen
Verträge geschaffenen Rechts auch durch Schiedsklauseln in extra-EU BIT
tangiert sein könnten, beziehen sich jedenfalls der Grundsatz des gegensei-
tigen Vertrauens sowie die Verpflichtung zur loyalen Zusammenarbeit nur
auf innereuropäische Beziehungen.65 Konsequenterweise weist der EuGH
daher auch ausdrücklich darauf hin, dass er die von der Union in Aus-
übung ihrer Außenkompetenz abgeschlossenen internationalen Abkom-
men einem anderen Bewertungsmaßstab unterwerfe als Abkommen, die
von den Mitgliedstaaten abgeschlossen wurden.66

Es stellt sich die Frage, ob der Anwendungsbereich der Rechtsprechung
auf die konkrete Schiedsklausel in Art. 8 BIT Niederlande-Slowakei zu be-
schränken ist. Dies hätte zur Folge, dass die Rechtsprechung nicht auf
Schiedsklauseln in anderen BIT Anwendung finden könnte.

Für ein derartig restriktives Verständnis spricht, dass der EuGH in seiner
Antwort ausdrücklich an die Klausel im BIT Niederlande-Slowakei an-
knüpft. Dabei weicht er bewusst von der Formulierung der Vorlagefrage
des BGH ab, die sich nicht auf diese Schiedsklausel beschränkte, sondern
auf „eine[…] Regelung in einem bilateralen Investitionsschutzabkommen
zwischen Mitgliedstaaten der Union [Hervorhebungen hinzugefügt]“ Be-
zug nahm.67 Zudem verweist der EuGH in den Urteilsgründen mehrmals
auf die konkrete Formulierung der im BIT Niederlande-Slowakei enthalte-
nen Klausel, was darauf hinweist, dass er der konkreten Ausformung des
Art. 8 BIT Niederlande-Slowakei jedenfalls eine gewisse Bedeutung zu-
spricht. So geht er auf den nach seinem Empfinden „sehr weiten Wort-
laut[…] von Art. 8 Abs. 1 […] BIT [Niederlande-Slowakei]“ ein,68 subsu-

Burger, in: YIA 6 (2019), 121, 136. Für eine Anwendbarkeit auf extra-EU BIT siehe
ebenfalls Thym, Todesstoß für autonome Investitionsschutzgerichte, einsehbar
unter https://verfassungsblog.de/todesstoss-fuer-autonome-investitionsschutzgeric
hte / [zuletzt abgerufen am 03.08.2019], demzufolge man das Achmea-Urteil
„schwerlich als Sonderjudikatur für innereuropäische Schiedsgerichte kleinreden
kann.“

64 Vgl. Miller, in: EuZW 2018, 357, 362, der insoweit von einer „stark unionszen-
trierte[n] Argumentation“ spricht.

65 Vgl. EuGH, Gutachten 1/17 vom 30.04.2019, ECLI:EU:C:2019:341 Rn. 128 f.
66 EuGH, Urteil vom 06.03.2018, Slowakische Republik gg. Achmea BV, Rs. C-284/16,

ECLI:EU:C:2018:158 Rn. 57 f.
67 BGH, Beschluss vom 03.03.2016 – I ZB 2/15, BeckRS 2016, 8549 1. Vorlagefrage.
68 EuGH, Urteil vom 06.03.2018, Slowakische Republik gg. Achmea BV, Rs. C-284/16,

ECLI:EU:C:2018:158 Rn. 40.
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miert unter den Wortlaut von Art. 8 Abs. 6 BIT Niederlande-Slowakei,69

weist auf die in Art. 8 Abs. 7 BIT Niederlande‑Slowakei vorgesehene End-
gültigkeit der Entscheidungen des Schiedsgerichts hin,70 erwähnt das
Wahlrecht des Schiedsgerichts hinsichtlich seiner Verfahrensregeln in
Art. 8 Abs. 5 BIT Niederlande-Slowakei71 und nimmt Bezug auf „alle […]
in Art. 8 des BIT vorgesehenen […] Merkmale des Schiedsgerichts […].“72

Gegen eine restriktive Leseweise spricht jedoch, dass der EuGH seine
Aussage nicht gänzlich auf eine Schiedsklausel begrenzt, sondern sie im
Hinblick auf „eine[…] Bestimmung […] wie Art. 8 [BIT Niederlande-Slo-
wakei] [Hervorhebungen hinzugefügt]“ trifft.73 Diese offene Formulierung
zeugt davon, dass die im Fall anwendbare Klausel als Vergleichsmaßstab
zu verstehen ist und der Befund des EuGH auch vergleichbare Schieds-
klauseln umfasst.74 Dieses Verständnis legt auch die Argumentationsweise
des EuGH nahe. Sie macht deutlich, dass es sich nicht um die Bewertung
eines Einzelfalls, sondern ein Urteil von grundsätzlicher Bedeutung han-
delt. Auch wenn der EuGH teilweise auf die Formulierung der konkreten
Schiedsklausel im BIT Niederlande-Slowakei abstellt, bemüht er zur Be-
gründung seiner Entscheidung grundlegende Prinzipien des Unionsrechts.
An den Stellen, an denen er konkret auf Art. 8 BIT Niederlande‑Slowakei
eingeht, setzt er sich letztlich mit Charakteristika der Klausel auseinander,
die sie mit anderen intra-EU BIT teilt.75 Die Arbeit mit der konkreten
Schiedsklauseln stellt zwar eine Subsumtion im Einzelfall dar. Gleichzeitig
zeigt sie jedoch allgemeingültige Maßstäbe auf, die in anderen Fällen her-

69 EuGH, Urteil vom 06.03.2018, Slowakische Republik gg. Achmea BV, Rs. C-284/16,
ECLI:EU:C:2018:158 Rn. 40.

70 EuGH, Urteil vom 06.03.2018, Slowakische Republik gg. Achmea BV, Rs. C-284/16,
ECLI:EU:C:2018:158 Rn. 51.

71 EuGH, Urteil vom 06.03.2018, Slowakische Republik gg. Achmea BV, Rs. C-284/16,
ECLI:EU:C:2018:158 Rn. 51.

72 Siehe EuGH, Urteil vom 06.03.2018, Slowakische Republik gg. Achmea BV,
Rs. C-284/16, ECLI:EU:C:2018:158 Rn. 56.

73 EuGH, Urteil vom 06.03.2018, Slowakische Republik gg. Achmea BV, Rs. C-284/16,
ECLI:EU:C:2018:158 Urteilstenor.

74 aA Vattenfall AB a. o. v. Federal Republic of Germany, Decision on the Achmea
Issue, 31 August 2018, ICSID Case No. ARB/12/12 Rn. 139; Pinsolle/Michou,
Arbitrage: l'arrêt Achmea, la fin des traités d'investissements intra-UE? Rn. 16-19,
abrufbar unter https://www.dalloz-actualite.fr/chronique/arbitrage-l-arret-Achmea
-fin-des-traites-d-investissements-intra-ue#.W6FMekxuJPZ [zuletzt abgerufen am
03.08.2019].

75 aA Stöbener de Mora, in: EuZW 2018, 363, 366, die jedoch unter Verweis auf
einen extra-EU BIT, namentlich CETA, davon ausgeht, die Formulierungen der
Schiedsklauseln in intra-EU BIT wichen voneinander ab.
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angezogen werden können und bei Fehlen maßgeblicher Unterschiede
herangezogen werden müssen.

Nimmt man in einem ersten Schritt an, dass sich die im Achmea-Urteil
getroffene Wertung nicht nur auf Art. 8 BIT Niederlande-Slowakei, son-
dern auch auf vergleichbare Schiedsklauseln bezieht, stellt sich in einem
zweiten Schritt die Frage nach dem konkreten Vergleichsmaßstab. Welche
Eigenschaften müssen Schiedsklauseln aufweisen, um mit Art. 8 BIT Nie-
derlande‑Slowakei vergleichbar zu sein? Eine ausdrückliche Antwort auf
diese Frage bleibt der EuGH schuldig. Als Anknüpfungspunkt lassen sich
die in den einzelnen Absätzen des Art. 8 BIT Niederlande-Slowakei aufge-
stellten Merkmale der vereinbarten Schiedsgerichtsbarkeit heranziehen.

Aus dem ersten Absatz ergibt sich, dass eine Streitigkeit hinsichtlich
einer Investition zwischen einer Vertragspartei und dem Investor der ande-
ren Vertragsparteien existieren muss. Die ersten beiden Absätze sehen eine
Wartefrist von sechs Monaten vor, in denen eine gütliche Beilegung ange-
strengt werden soll. Die anschließende Möglichkeit zur Bildung von
Ad‑hoc-Schiedsgerichten sieht der dritte Absatz vor. Zudem bestimmt er,
dass jedes Schiedsgericht aus drei Schiedsrichtern bestehen soll. Dabei sol-
len zwei Schiedsrichter von jeweils einer Partei innerhalb von zwei Mona-
ten ab dem Datum, an dem der Investor der anderen Vertragspartei seine
Entscheidung mitgeteilt hat, die Streitigkeit dem Schiedsgericht vorzule-
gen, ernannt werden und gemeinsam innerhalb von drei Monaten den An-
gehörigen eines Drittstaates als Vorsitzenden des Schiedsgerichts bestim-
men. Absatz vier regelt den Fall, dass die Ernennungen nicht innerhalb der
Fristen vorgenommen werden, und spricht in dieser Hypothese die Ernen-
nungsbefugnis dem Präsidenten (ggf. dem Vizepräsidenten oder dem ältes-
ten Mitglied) des Schiedsgerichtsinstituts der Stockholmer Handelskam-
mer (Chamber of Commerce of Stockholm, SCC) zu. Gemäß Absatz fünf legt
das Schiedsgericht sein eigenes Verfahren unter Anwendung der Schieds-
ordnung der UNCITRAL fest. In Absatz sechs findet man eine enumerati-
ve, nicht abschließende Liste von zur Lösung der Streitigkeit zu berück-
sichtigenden Rechtsordnungen, namentlich das geltende Recht der Ver-
tragsparteien, den BIT, andere erhebliche Abkommen zwischen den Ver-
tragsparteien, besondere Vereinbarungen in Bezug auf die Investition so-
wie allgemeine Grundsätze des Völkerrechts. Aus dem siebten Absatz er-
gibt sich schließlich, dass das Schiedsgericht Mehrheitsentscheidungen
trifft, die endgültig und verbindlich sind.

Welche dieser Eigenschaften war ausschlaggebend für die Einschätzung
des EuGH?
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Dass sich die Achmea-Rechtsprechung nur auf den speziellen Fall von
ISDS bezieht, wurde bereits im Hinblick auf den Wortlaut des Urteilste-
nors festgestellt.76 Dies wird auch durch die erforderliche Vergleichbarkeit
zu Art. 8 BIT Niederlande-Slowakei unterstrichen.

Weder in dem Urteil noch in den Urteilsgründen geht der EuGH auf die
Wartefrist von sechs Monaten, die Anzahl oder die Ernennung der
Schiedsrichter, die ggf. vorhandene Ernennungsbefugnis des (Vize-) Präsi-
denten oder des ältesten Mitglieds des Schiedsgerichtsinstituts der SCC
oder die für eine Entscheidung erforderliche Stimmenmehrheit ein. In An-
betracht seiner Begründungsansätze ist dies konsequent, denn für die Ge-
fahr der Beeinträchtigung der Autonomie der Unionsrechtsordnung
macht es keinen Unterschied, ob und wie lange eine gütliche Beilegung
angestrengt werden muss, bevor ein Investitionsschiedsverfahren eingelei-
tet wird. Ebenso wenig ist es für das ausgemachte Gefahrenpotenzial der
Schiedsklausel relevant, wie viele Schiedsrichter gewählt werden und mit
welcher Mehrheit sie ihre Entscheidungen treffen. Hinsichtlich dieser As-
pekte der Schiedsklausel kann man daher davon ausgehen, dass sie nicht in
die Bewertung des EuGH mit eingeflossen sind und deswegen auch nicht
Eingang in den Vergleichsmaßstab finden.

Auf die Ad-hoc-Natur der auf Grundlage von Art. 8 BIT Niederlande-Slo-
wakei gegründeten Schiedsgerichte geht der EuGH nicht ausdrücklich ein.
Dies lässt sich mit einem Blick auf seine bisherige Rechtsprechung zum
Gerichtsbegriff in Art. 267 AEUV erklären. Denn in diesem Rahmen stört
er sich nicht an dem Ad-hoc-Charakter der vorlegenden Einrichtung, wenn
die gesamte Einrichtung beständig sei und als Teil des Systems der gericht-
lichen Streitentscheidung angesehen werden müsse.77 Letztlich ist es der
gleiche Gedanke der fehlenden Eingliederung in das staatliche System, den
der EuGH im Achmea-Urteil bemüht, wenn er die fehlende Zugehörigkeit
des Schiedsgerichts zu einem Mitgliedstaat rügt.78 Auf sie kommt es ihm
letztlich an.

Des Weiteren weist der EuGH in den Urteilsgründen ausdrücklich auf
die Tatsache hin, dass das Schiedsgericht sein eigenes Verfahren unter An-

76 Siehe dazu S. 38.
77 Siehe beispielweise EuGH, Urteil vom 12.06.2014, Ascendi Beiras Litoral e Alta,

Auto Estradas das Beiras Litoral e Alta SA gg. Autoridade Tributária e Aduaneira,
Rs. C-377/13, ECLI:EU:C:2014:1754 Rn. 26; EuGH, Beschluss vom 13.02.2014,
Merck Canada Inc. gg. Accord Healthcare Ltd u. a., Rs. C‑555/13,
ECLI:EU:C:2014:92 Rn. 24.

78 EuGH, Urteil vom 06.03.2018, Slowakische Republik gg. Achmea BV, Rs. C-284/16,
ECLI:EU:C:2018:158 Rn. 45-48.
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wendung der Schiedsordnung der UNCITRAL festlegt.79 Bei seinen an-
schließenden Überlegungen stellt er jedoch nur auf eine Teilkonsequenz
hieraus ab: die Macht des Schiedsgerichts durch die Bestimmung seines
Sitzes, darüber zu entscheiden, nach welchem Recht sich die gerichtliche
Überprüfung seines Schiedsspruchs richtet.80 Es ist daher nicht die Unter-
werfung unter die Schiedsordnung der UNCITRAL per se, die ausschlagge-
bend für die Einschätzung des EuGH ist, sondern die daraus erwachsende
Freiheit des Schiedsgerichts, den Schiedsort so zu wählen, dass eine Über-
prüfung am Maßstab des Unionsrechts gar nicht oder nur im beschränkten
Maße stattfindet.

Der EuGH bezieht sich auch auf die vom Schiedsgericht zu berücksichti-
genden Rechtsordnungen.81 Dabei geht es ihm letztlich nicht um die kon-
krete Ausgestaltung der Rechtswahlklausel, sondern um die Subsumierbar-
keit des Unionsrechts unter eine der aufgelisteten Kategorien.82 Schließlich
geht der EuGH kurz auf die Endgültigkeit der Entscheidungen des
Schiedsgerichts ein.83 Ein Verweis auf ihre Verbindlichkeit findet sich da-
gegen nicht.

Alles in allem stellt der EuGH für seine Bewertung des Art. 8 BIT Nie-
derlande‑Slowakei entscheidend darauf ab, dass das vorgesehene Investiti-
onsschiedsgericht endgültige Entscheidungen erlässt, nicht dem innerstaat-
lichen Gerichtssystem angehört und durch die Wahl seines Standorts eine
Überprüfung des Schiedsspruchs am Maßstab des kompletten Unions-
rechts vermeiden kann. Zudem sieht er es als entscheidungserheblich an,
dass die Lösung der vor dem Schiedsgericht anhängigen Streitigkeiten die
Anwendung von Unionsrecht notwendig machen kann. Folglich sind es
diese grundlegenden Eigenschaften, die andere Schiedsklauseln Schiedsge-
richten zusprechen müssen, um mit Art. 8 BIT Niederlande-Slowakei ver-
gleichbar zu sein.

ISDS-Klauseln in anderen intra-EU BIT unterscheiden sich, soweit er-
kennbar, im Hinblick auf die Endgültigkeit ihrer Entscheidungen, ihr Ver-

79 EuGH, Urteil vom 06.03.2018, Slowakische Republik gg. Achmea BV, Rs. C-284/16,
ECLI:EU:C:2018:158 Rn. 51.

80 EuGH, Urteil vom 06.03.2018, Slowakische Republik gg. Achmea BV, Rs. C-284/16,
ECLI:EU:C:2018:158 Rn. 51-53.

81 EuGH, Urteil vom 06.03.2018, Slowakische Republik gg. Achmea BV, Rs. C-284/16,
ECLI:EU:C:2018:158 Rn. 40.

82 Siehe dazu EuGH, Urteil vom 06.03.2018, Slowakische Republik gg. Achmea BV,
Rs. C-284/16, ECLI:EU:C:2018:158 Rn. 40-42.

83 EuGH, Urteil vom 06.03.2018, Slowakische Republik gg. Achmea BV, Rs. C-284/16,
ECLI:EU:C:2018:158 Rn. 51.
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hältnis zum innerstaatlichen Gerichtssystem und der Möglichkeit, durch
die Wahl des Standorts eine Überprüfung des Schiedsspruchs am Maßstab
des kompletten Unionsrechts zu vermeiden, nicht von Art. 8 BIT Nieder-
lande-Slowakei. Unterstellt man an diesem Punkt, dass es vor ihnen zudem
stets zu einer Anwendung von Unionsrecht kommen kann, ist die An-
wendbarkeit der Rechtsprechung auf alle ISDS-Klauseln in intra-EU BIT
anzunehmen.84

Die Auswirkung der Achmea-Rechtsprechung könnte ferner über die
Grenze von bilateralen Abkommen hinaus reichen. Es stellt sich die Frage,
ob sie auch auf Abkommen Anwendung findet, die zwischen mehr Akteu-
ren als nur zwei Mitgliedstaaten der Europäischen Union geschlossen wur-
den. Sie erfordert eine differenzierte Beantwortung.

Weder dem Urteilstenor noch den Urteilsgründen ist eine Begrenzung
des Anwendungsbereiches auf bilaterale Abkommen zu entnehmen. Viel-
mehr greifen die herangezogenen Prinzipien auch im Verhältnis zwischen
mehreren Mitgliedstaaten. Es gibt daher keinen Grund, multilaterale In-
vestitionsschutzabkommen zwischen Mitgliedstaaten aus dem Anwen-
dungsbereich der Rechtsprechung herauszunehmen.85 Die höhere Anzahl
von Vertragsparteien stellt somit keine Hürde für die Anwendbarkeit der
Rechtsprechung dar.

Bedenken hinsichtlich der Anwendbarkeit der Achmea-Rechtsprechung
könnten sich allerdings bei nicht ausschließlich zwischen Mitgliedstaaten
geschlossenen Abkommen stellen. Vom Wortlaut her lassen sich auch in-
ternationale Übereinkünfte, an denen neben Mitgliedstaaten andere Staa-
ten als Vertragsparteien beteiligt sind, als internationale Übereinkünfte
(auch) zwischen den Mitgliedstaaten verstehen. Diese Abkommen stellen
letztlich ein Hybrid aus intra- und extra‑EU BIT dar. Werden sie im Ver-
hältnis zwischen zwei Mitgliedstaaten angewendet, beanspruchen die vom
EuGH herangezogenen Prinzipien in gleichem Maße wie bei reinen

84 Zu diesem Ergebnis kommend auch Burger, in: YIA 6 (2019), 121, 132; Carducci,
in: ICSID Review - FILJ 33 (2018), 582, 596; Lemaire, in: Rev. arb. 2018, 423, 435.
Ebenfalls davon ausgehend, dass die Anwendbarkeit der Achmea-Rechtspre-
chung auf andere intra-EU BIT letztlich davon abhängt, ob ihre ISDS-Klausel die
Anwendung von Unionsrecht vorsieht, Simon/Müller, in: NJOZ 2018, 961, 963.

85 Folglich sind auch die vom Königreich Belgien und dem Großherzogtum
Luxemburg mit anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union abgeschlossene
IIA von der Achmea-Rechtsprechung umfasst.
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intra‑EU BIT Geltung. Eine andere Bewertung dieser Situation drängt sich
daher nicht auf.86

Im Ergebnis ist dem Achmea-Urteil somit die Aussage zu entnehmen,
dass alle mit Art. 8 BIT Niederlande‑Slowakei vergleichbaren ISDS-
Schiedsklauseln unionsrechtswidrig sind. Dies umfasst – eine potenzielle
Anwendbarkeit von Unionsrecht unterstellt – sämtliche ISDS-Schiedsklau-
seln in intra-EU BIT. Finden entsprechende Bestimmungen in multilatera-
len Verträgen im intra-europäischen Verhältnis Anwendung, greift die
Rechtsprechung ebenfalls.

Von dem Anwendungsbereich der Entscheidung nicht umfasst sind hin-
gegen Regelungen, die ein Schiedsverfahren zwischen dem Heimatstaat
des Investors und seinem Gastgeberstaat vorsehen sowie Schiedsklauseln
im Rahmen der Handelsschiedsgerichtsbarkeit. Gleiches gilt für ISDS-
Schiedsklauseln in extra-EU BIT und für entsprechende Bestimmungen in
multilateralen Abkommen, sofern sie nicht im intra-europäischen Kontext
bemüht werden. Schließlich vollzieht das Urteil keine Bewertung der ma-
teriellen Regelungen von intra-EU BIT.

Fazit

Mag der Anlass des Achmea-Verfahrens auch ein konkreter gewesen sein,
so hat ihn der EuGH genutzt, um Bewertungsmaßstäbe aufzustellen, die
weit über den behandelten Einzelfall hinausgehen. Die Entscheidung hat
zweifelsfrei das Potenzial, als Klassiker in die Annalen der internationalen
Schiedsgerichtsbarkeit einzugehen.

Sie stellt eine gewichtige Zäsur für das Verhältnis von EuGH und Inves-
titionsschiedsgerichten auf der Grundlage von intra-EU BIT dar. Nachdem
beide Akteure lange Zeit friedlich parallel koexistiert haben (1. Kapitel),
verkörpert die Achmea-Entscheidung sinnbildlich das aktuelle Spannungs-
verhältnis (2. Kapitel). Dies wirft die Frage nach den zu erwartenden Ent-
wicklungen der Beziehung post-Achmea auf (3. Kapitel).

D.

86 Die Tatsache, dass nur ein Teil der vertraglichen Verhältnisse unter die Achmea-
Rechtsprechung subsumiert werden kann, wirft allerdings die Frage auf, ob mul-
tilaterale Abkommen einer geteilten Auslegung und Anwendung zugänglich
sind. Zu der benachbarten Fragestellung, ob Art. 31 Abs. 3 lit. c WVK dahinge-
hend ausgelegt werden kann, dass auch Völkerrechtssätze der Norm unterfallen,
die nicht in den Beziehungen zwischen allen Vertragsparteien anwendbar sind,
siehe Dörr, in: Dörr/Schmalenbach, Vienna Convention on the Law of Treaties,
Art. 31 VCLT Rn. 103 f.
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